
Direktive Nr. 19 vom 12. November 1945 
(Amtsbl. S. 46) von Bedeutung, die die „Grund­
sätze für die Verwaltung der deutschen Ge­
fängnisse und Zuchthäuser“ aufstellt. Auf 
diese Direktive wird im Rahmen dieser Zeit­
schrift zu gegebener Zeit näher einzugehen sein.

5. Auch auf das Kontrollratsgesetz Nr. 10 vom 
20. Dezember 1945 (Amtsbl. S. 50) über die 
„Bestrafung von Personen, die sich Kriegs­
verbrechen, Verbrechen gegen den Friedefi oder 
gegen die Menschlichkeit schuldig gemacht 
haben“, soll an dieser Stelle vorbehaltlich einer 
späteren Kommentierung des Gesetzes nur hin­
gewiesen werden.

6. Durch das Kontrollratsgesetz Nr. 11 vom 30. Ja­
nuar 1946 (Amtsbl. S. 55) wurden einzelne Be­
stimmungen des deutschen Strafrechts aufge­
hoben. Dabei handelt es sich nach Art. I um 
folgende Bestimmungen des Strafgesetzbuches:

§ 2 (Analogie im Strafrecht), § 2 b (Wahlfeststellung), § 9 
(Verbot der Auslieferung eines Deutschen an eine ausländische 
Regierung zur Strafverfolgung), § 10 (Vorbehalt des Militär­
strafgesetzbuches für die Strafverfolgung von Wehrmachtsan­
gehörigen), § 16 Abs. 3 (Gleichstellung der zu Gefängnisstrafe 
Verurteilten hinsichtlich der Arbeitspflicht mit den zu Zucht­
hausstrafe Verurteilten), §§ 42 a, Ziff. 5, 42 k (Entmannung ge­
fährlicher Sittlichkeitsverbrecher), §§ 80 bis 94 (Strafbestim­
mungen über Hochverrat und Landesverrat), §§ 102, 103 
(Feindliche Handlungen gegen befreundete Staaten), § 112 
(Aufreizung von Heeresangehörigen zum Ungehorsam), § 134 
(Beschimpfung der NSDAP.), § 134 a (Beschimpfung des Rei­
ches oder der Länder), §§ 140 bis 143 a (Verletzung der Wehr­
pflicht und der Wehrkraft), § 189 Abs. 3 (Strafschärfung bei 
Verunglimpfung des Andenkens Verstorbener, wenn der Ver­
storbene sein Leben für das deutsche Volk hingegeben hat), 
§ 210 a (Straffreiheit des Zweikampfs mit Schlägern unter 
Vorkehrungen, die bestimmt und geeignet sind, gegen Lebens­
gefahr zu schützen), § 226 b (Strafbarkeit der Sterilisation in 
besonderen Fällen), § 291 (Aneignung von Munition), § 363 a 
(Verletzung der Amtsverschwiegenheit), § 370 Ziff. 3 (Verbo­
tener Erwerb von Uniformstücken).

Durch Art. II des Gesetzes Nr. 11 wurde wie­
derum ein Teil der politischen Strafgesetze des 
Naziregimes aufgehoben.

Art. V besagt ausdrücklich, daß eine weitere 
Gesetzgebung zur Aufhebung oder Abänderung 
strafrechtlicher Gesetze Vorbehalten bleibt.

7. Das Kontrollratsgesetz Nr. 16 (Ehegesetz) vom 
20. Februar 1946 (Amtsbl. S. 77) ist im wesent­
lichen eine Neufassung des Ehegesetzes von 
1938 unter Aufhebung der nazistischen Be­
stimmungen dieses Gesetzes und bringt als er­
hebliche Neuerung in § 77 die Einführung der 
sog. Härtemilderungsklage. Diese gibt die 
Möglichkeit, gerichtliche Entscheidungen fami­
lienrechtlichen Inhaltes, die auf Grund von 
weder im BGB. noch im Ehegesetz des Kontroll­
räte enthaltenen Bestimmungen des Ehegeset­
zes von 1938 ergangen sind, sowie solche ge­
richtlichen Entscheidungen, die ganz oder 
überwiegend auf rassischen, politischen oder 
religiösen Gründen beruhen, im Wege der 
Klage anzufechten, wobei das Recht zu dieser 
Klage dem benachteiligten Ehegatten sowie 
den aus der Ehe hervorgegangenen Kindern 
gegeben worden ist. Mit der Klage kann der 
Ausgleich eines unbillig erlittenen Schadens 
wirtschaftlicher Art und die Abstellung und 
Milderung persönlicher Härten begehrt werden, 
nicht aber die Wiederherstellung einer durch 
Urteil aufgelösten Ehe. Durch § 79 werden das 
Ehegesetz von 1938 sowie diejenigen Durch- 
führungsbestimmungeh zum Ehegesetz und di« 
Bestimmungen anderer Gesetze aufgehoben, 
die mit dem neuen Ehegesetz unvereinbar sind. 
Über die Bedeutung dieser Bestimmungen vgl. 
die Anmerkung zu der Entscheidung des Kam­
mergerichts vom 15. 5. 46 S. 15 dieser Zeit­
schrift. Im übrigen wird zu dem Ehegesetz im 
Rahmen dieser Zeitschrift noch eingehend 
Stellung genommen werden.

8. Durch das Gesetz Nr. 21 vom 30. März 1946 
(Amtsbl. S. 124) wurde ein neues „deutsches 
Arbeitsgerichtsgesetz“ geschaffen, dessen 
wesentliche Änderung gegenüber dem früheren 
Rechtszustand darin besteht, daß nach Art. ni 
die Arbeitsgerichte nicht mehr wie bisher der 
Justizverwaltung, sondern „bezüglich ihrer 
Verwaltung den deutschen Provinz- oder Lan­
desarbeitsbehörden“ unterstehen. Aus Art. V 
und Art. VI des Gesetzes ergibt sich, daß die 
Vorsitzenden der Arbeitsgerichte keine Voll­
juristen zu sein brauchen. Da das Gesetz nur 
ein Rahmengesetz ist, bestimmt es in Art. X, 
daß vorläufig die Vorschriften des deutschen 
Arbeitsgerichtsgesetzes vom 23. Dezember 1926, 
jedoch in seiner ursprünglichen Fassung, wei­
ter anzuwenden sind, soweit sie nicht im Wider­
spruch zu den Bestimmungen des neuen Ar­
beitsgerichtsgesetzes stehen. Welche Rechts­
folgen sich aus dem Verhältnis des Kontroll- 
ratsgesetzes Nr. 21 zu dem Arbeitsgerichts­
gesetz von 1926 ergeben, wird in einer geson­
derten Darstellung zu erörtern sein.

9. Ein weiteres grundlegendes Gesetz auf dem
Gebiete des Arbeitsrechts ist das Gesetz Nr. 22 
vom 10. April 1946 über die Betriebsräte 
(Amtsbl. S. 133), das nach Art. I „zur Wahr­
nehmung der beruflichen, wirtschaftlichen und 
sozialen Interessen der Arbeiter und Angestell­
ten in den einzelnen Betrieben.....................die Er­
richtung und Tätigkeit von Betriebsräten in 
ganz Deutschland gestattet“. Auch dieses Ge­
setz ist ein Rahmengesetz, das der näheren 
Ausgestaltung durch Betriebsvereinbarungen, 
Tarifverträgen und letzten Endes durch ge­
setzliche Regelung bedarf.

10. Durch das Gesetz Nr. 24 vom 29. Aprü 1946 
(Amtsbl. S. 137) ist das Gesetz über die Ein­
sicht in gerichtliche öffentliche Bücher und 
Register vom 30. September 1936 mit allen 
Durchführungsbestimmungen aufgehoben wor­
den. Das Gesetz vom 30. September 1936 gab 
dem Reichsminister der Justiz die Ermäch­
tigung, „durch Verwaltungsanordnung die Ein­
sichtnahme“ in gerichtliche öffentliche Bücher 
und Register „allgemein oder im Einzelfall zu 
versagen und zu beschränken, wenn dies aus 
Gründen der öffentlichen Ordnung geboten“ 
war. Dies galt auch dann, wenn nach gesetz­
licher Vorschrift ein Recht auf Akteneinsicht 
bestand.

11. Auf dem Gebiete des Arbeitsrechts erging am 
20. August 1946 noch das Gesetz Nr. 35 über 
das „Ausgleichs- und Schiedsverfahren in Ar­
beitsstreitigkeiten“ (Amtsbl. S. 174).

12. Das Gesetz Nr. 36 vom 10. Oktober 1946 
(Amtsbl. S. 183) bestimmt, daß in den ein­
zelnen Zonen und in Berlin wieder Verwal­
tungsgerichte zur Entscheidung von Verwal­
tungssachen zu errichten seien. Nach Art. II 
des Gesetzes sollen die Verfassung, die Zustän­
digkeit sowie das Verfahren dieser Verwal­
tungsgerichte von den Zonenbebehlshabern und 
in Berlin von der Alliierten Kommandantura 
festgesetzt werden, die durch Art. IV zum Er­
laß von AusführungsVO. zu dem Gesetz er­
mächtigt werden. Durch Art.V.des Gesetzes 
werden aufgehoben der Erlaß über die Verein­
fachung der Verwaltung vom 28. August 1939 
(RGBl. I, 1535), die zweite Verordnung über 
die Vereinfachung der Verwaltung vom 6. No­
vember 1939 (RGBl. I, 2168) und der Erlaß 
über die Errichtung des Reichsverwaltungs­
gerichts vom 3. April 1941 (RGBl. I, 201).
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